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Henning Mächerle
Direktkandidat

der DKP
Im November fand in Gießen eine
Mitgliederversammlung der Gießener
DKP statt. Nach einer kurzen Einfüh-
rung durch Michael Beltz, der noch
einmal die Notwendigkeit der Teil-
nahme an der Bundestagswahl erläu-
terte, wurde Henning Mächerle ein-
stimmig als Direktkandidat gewählt.
Er ist 48 Jahre alt, Betriebsratsvorsit-
zender und Systemadministrator in
einer Gießener Bildungseinrichtung.
„Gegen Kriegsvorbereitung und
Kriegsführung sowie die weitere Ver-
armung eines großen Teiles der Be-
völkerung muss eine Kraft auftreten –
und das ist die DKP“, so der Kandidat
in seiner Rede.
Einig waren sich die Anwesenden
darin, dass sich Kommunisten für die
Verbesserung der Lage der arbeiten-
den Menschen, der Rentner und der
Kranken einsetzen. Und einig waren
sie sich, als Kandidat für diese Wah-
len Henning Mächerle aufzustellen,
der nicht nur für die genannten Ziele
auftritt, sondern auch in der ersten
Reihe steht, wenn der Kampf gegen
Rechts geführt wird.                    M.B.

„Liebigs Suppenfest“ fand am 5. No-
vember statt – und die Geschäfte
blieben zu; das hatte das Verwal-
tungsgericht Kassel so entschieden.

Streitfall Sonntagsöffnung
Vorausgegangen waren heftige Aus-
einandersetzungen einschließlich
verbaler Verunglimpfungen zwischen
der „Allianz für den freien Sonntag“
und der Stadt Gießen bzw. dem Ein-
zelhandel.
Stadtverordneter Walldorf (SPD) kün-
digte seinen Austritt aus der Kirche
an, und „Monsignore“ Heil rügte: „Kir-
chenvertreter bevormunden nicht nur
die Geschäftswelt, sondern die eige-
nen Leute.“
Seit Jahren währt der Streit zwischen
Handel und Gewerkschaft über An-
zahl und Berechtigung von verkaufs-
offenen Sonntagen, die laut Verord-
nung bis zu viermal im Jahr stattfin-

den dürfen. Voraussetzung ist das
Stattfinden eines Sonder-Ereignis-
ses, das dies zur Versorgung der
Menschen erforderlich macht.
Diese Regelung gab es früher nicht.
Da galt ohne Einschränkung, dass an
Sonn- und Feiertagen nicht gearbei-
tet werden darf (mit Ausnahme von
Krankenhäusern, Polizei, Gastrono-
mie etc.).

Arbeitnehmerschutzgesetz
Vergessen (oder verdrängt?) wird in
diesem Streit, dass das Laden-
schlussgesetz kein Gesetz ist zur
Regelung des Wettbewerbs oder der
öffentlichen Ordnung. Es ist ein sog.
„Arbeitnehmerschutzgesetz“ wie zum
Beispiel auch das Arbeitszeitgesetz
und der 8-Stunden-Tag. Es schützt
die abhängig Beschäftigten vor dem

Wer
zu spät geht,
den bestraft
das Leben.

Sonnt ags nie? Für den Profit immer!
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(Fortsetzung von Seite 1)
Sonntags nie?

totalen Zugriff der Unternehmer auf
ihre Arbeitskraft rund um die Uhr.
Solche Schutzmechanismen waren
bei der Gründung der BRD bewusst
verankert worden, um die Allmacht
der Großindustrie einzuschränken, die
mit ihrer Profitsucht den Krieg verur-
sacht hatte (und in Nürnberg auf der
Anklagebank der Kriegsverbrecher
saß). Dazu zählt auch Artikel 14 des
Grundgesetzes, nach dem „Eigen-
tum verpflichtet“ und „zum Wohl der
Allgemeinheit enteignet“ werden kann.
Dazu zählt z.B. auch Artikel 87 des
Grundgesetzes, nach dem Post und
Bahn nicht hätten privatisiert werden
dürfen.

Vorrang nur noch für Profit
Das alles ist Makulatur. Inzwischen
ist unsere Verfassung (von denen, die
vorgeben, sie zu verteidigen) vollkom-
men den Interessen des Kapitals an-
gepasst und allen Bereichen des öf-
fentlichen Lebens der Profitmache-
rei untergeordnet worden - eben auch
etwas so Banales wie der freie Sonn-
tag und das Ladenschlussgesetz. -
Die weitere Aufweichung des 8-Stun-
den-Tages wird von Arbeitsministerin
Nahles (SPD) gerade vorbereitet…
                                   Erika Beltz

Seit 1978 finden in Gießen regelmä-
ßig Veranstaltungen zum Jahrestag
der Reichspogromnacht am 9. No-
vember 1938 statt.
Zu den Zeiten des kalten Krieges
hatte die sogenannte „bürgerliche Öf-
fentlichkeit“ wenig Interesse an die-
sem Datum. Das änderte sich mit
dem Zusammenbruch der sozialisti-
schen Staaten.
Das „neue“, „wiedervereinigte“
Deutschland schickte sich an, an
seine alte imperialistische Tradition
anzuknüpfen. Ein großes Problem
war dabei die Frage: wie mit dem
deutschen Faschismus umgehen.
Wollte man doch zukünftig die macht-
politischen und ökonomischen Inter-
essen unter dem Deckmantel des
Schutzes von Menschenrechten und
im Rahmen der „westlichen Werte-
gemeinschaft“ durchsetzen.
Eine Strategie setzte sich dabei
durch: Die Historisierung des deut-
schen Faschismus.
Das ist alles Vergangenheit und die
herrschende Klasse hat und hatte
damit nichts zu tun.
Man reduzierte den Faschismus in
erster Linie auf den Antisemitismus.
Der irgendwie in der deutschen Ge-
sellschaft verankert war und sich bei
den „Deutschen“ Bahn brach. In die-
sem Zusammenhang spielten jetzt
plötzlich auch historische Daten wie
der 9. November 1938 eine Rolle. Der
Opfer sollte gedacht werden, ohne
Zusammenhänge zu den politischen

Wer hat Interesse am 9.November?
Verhältnissen heute herzustellen.
Damit wollte man die historische Er-
innerung politisch unwirksam machen.
Alles sollte vermieden werden, was
eine Verbindung zwischen den Eliten
damals und heute herstellen konnte.
In Gießen führte dies zu ständigen
Auseinandersetzungen um den 9. No-
vember. Soll er nur ein Gedenkdatum
sein, soll er mahnen – so etwas darf
sich nicht wiederholen – oder soll er
deutlich machen, dass der Kapitalis-
mus die Basis jeder faschistischen
Entwicklung ist?
Meist gelang es linken Kräften die
Aktionen um den  9. November herum
wesentlich zu beeinflussen. Die Ge-
denkveranstaltung der Stadt Gießen
und die traditionelle Demonstration
fanden meist ohne Bezug aufeinander
statt.
Mit dem Auftauchen der sogenannten
„Antideutschen“ erreichte die Ver-
schleierung der Ursachen von Fa-
schismus einen neuen Höhepunkt.
Faschismus war jetzt eine deutsche
Spezialität, welche irgendwie im deut-
schen „Wesen“ lag. Das eröffnete für
Teile der „bürgerlichen Zivilgesell-
schaft“ in Gießen die Möglichkeit,
den 9. November wieder unter Kon-
trolle zu bekommen.
Ein „antideutsches“ Bündnis gegen
Antisemitismus und Antizionismus
meldete für mehrere Jahre den traditi-
onellen Mahngang an und versuchte
dadurch das Datum politisch neu zu
besetzen. Linke und fortschrittliche

Kräfte organisieren deswegen seit
einigen Jahren eine Kundgebung un-
mittelbar vor dem Mahngang, um der
Entpolitisierung des Datums etwas
entgegen zu setzen.
                          Henning Mächerle

Kranzniederlegung am Mahnmal für die
Opfer des Faschismus vor dem Rathaus
während der Kundgebung am 9.11.

Peter Gauweiler, CSU-Politiker, am 10.11.16 in Gießen:
"Wir bombardieren vier muslimische Länder  nacheinander und  fordern dann, es
müssten die Fluchtursachen beseitigt werden. Warum lassen sich die Leute so etwas
überhaupt noch bieten?"
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Nur die Fraktion "Gießener Linke"
stimmte auf der letzten Stadtverord-
netenversammlung gegen das „Wohn-
raumversorgungskonzept“. Dafür
stimmte die Koalition aus SPD, CDU
und Grüne sowie die AfD – der Rest
enthielt sich.
In der Diskussion wurde mehrfach
betont, dass dies lediglich ein Hand-
lungsrahmen sei, der „nachjustiert“
und „evaluiert“ werden müsse und an
den man sich halten könne – oder
auch nicht. Die Nachfrage, was die-
ses knapp 100seitige Zahlenwerk,
dessen zugrunde liegenden Angaben
zudem umstritten sind, gekostet
habe, blieb unbeantwortet.
Es ist allenfalls eine Bestandsauf-
nahme ohne konkrete notwendige
Maßnahmen – ein Konzept der Ver-
waltung der bestehenden Unterver-
sorgung von Wohnraum in Gießen,
vor allem von bezahlbarem (vgl. Gie-
ßener Echo Nov./2016).
Insgesamt ist das Konzept in keiner
Weise dazu angetan, an der Woh-
nungsnot in Gießen etwas zu ändern.
Dazu müsse man, so hatte OB Gra-

be-Bolz in ihrer Einführungsrede be-
tont, sehr tief in die Tasche greifen
und verwies auf die Verantwortung
der Bundesregierung. Da hat sie recht,
obwohl es auch ihre Partei, die SPD,
ist, die dafür mitverantwortlich ist.
Als Michael Beltz dies später wieder-
holte, kamen denn auch Missbilli-
gungsrufe aus allen Reihen.
Er nannte zum einen die Hessische
Verfassung, in der die ausreichende
finanzielle Versorgung der Kommu-
nen vorgeschrieben ist – und gegen
die permanent verstoßen wird.
Er nannte zum anderen die Steuerpo-
litik aller Bundesregierungen, die Mil-
liarden für Militär und Kriege ausge-
ben, während an Sozialausgaben
gespart wird, die den ins Unermess-
liche steigenden Reichtum nicht be-
steuern, während die Armen immer
mehr werden.
Dass auch die Wohnungsnot in Gie-
ßen, wie viele andere Missstände,
Folge kapitalistischen Wirtschaftens
ist, hören die Stadtverordneten der
bürgerlichen Parteien nicht gern.
                                    Erika Beltz

Gießener Linke
bringt Magistrat

auf Trab
Die Stadt Gießen hat unter dem Druck
der „Gießener Linken“ im Parlament
und wissbegierigen Teilen der Bevöl-
kerung, wie der Bürgerinitiative „Wies-
eckaue“, ihre jahrelange Geheimhal-
tungsstrategie über geplante Baum-
fällungen aufgeben müssen. Noch
vor einem Jahr wurde kategorisch
behauptet, dass so etwas nicht vor-
gesehen sei.
Jetzt, nach einem Antrag von Martina
Lennartz für die „Gießener Linke“ (Lin-
ke, Linkes Bündnis, DKP) auf Veröf-
fentlichung, wurde die Baumfällliste
aus dem Hut gezaubert und veröf-
fentlicht.
Nun, „Liste“ ist übertrieben, denn die
genauen Standorte der zu fällenden
Bäume  wie sie im bestehenden
Baumkataster aufgeführt sind wer-
den nicht angegeben (als gäbe es
keine GPS-Daten).
Auch Angaben wie „Pflanzjahr“ oder
„Höhe des Baumes“ bleiben im Ver-
borgenen. Hier soll wohl eine Nach-
prüfbarkeit durch Unübersichtlichkeit
verhindert werden. Dabei gab es eine
übersichtliche Liste im Vorfeld der
Landesgartenschau 2014, als 174
Bäume gefällt werden sollten. Es wäre
also für das Gartenamt durchaus
zumutbar, eine solche Liste zu er-
stellen.
Der eigentliche „Pferdefuß“ wird aber
erst sichtbar, wenn man das offen
legt, was nicht in der Liste steht:
Privatinvestoren in der Baubranche
können schalten und fällen wie sie
wollen. Ihnen wird kein Riegel von der
Stadt Gießen vorgeschoben. Der
Magistrat und seine tragenden Par-
teien setzen ihnen keine Grenzen,
wie das in anderen Städten möglich
ist.
Jüngstes Beispiel: 20 Parkbäume
sollen am Aulweg im Zuge eines Bau-
projekts der JLU gefällt werden.
Die „Gießener Linke“ muss noch vie-
le dicke Bretter bohren, um den
Baumbestand in Gießen zu retten.
Gießen hat es dringend nötig: Denn
unsere Stadt ist verseucht durch
Stickstoffdioxyd. 2015 wurde der
Grenzwert von 40 Mikrogramm Stick-
stoffdioxid je Kubikmeter Luft im Jah-
resmittel überschritten. Damit gehört
Gießen hessenweit zur Spitze.
                                     M. Berger

Wildtiere: Schaufensterantrag der Koalition
Es solle geprüft werden, inwieweit ein Verbot in den Zirkussen für Wildtiere
gefordert und eventuell durchgesetzt werden soll. - Der Hinweis des Fraktions-
vorsitzenden der Gießener Linken, auch den Reptilienverkauf in der Hessenhalle
zu verbieten, wurde nicht aufgenommen. Es blieb beim Prüfantrag nach dem
Motto: was du heute kannst besorgen, verschiebe doch auf Morgen.              M.B.

Aus dem S tadtparlament
Wohnraum unter versorgungskonzept

durchgewunken
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Wieder mal trafen sich tausende Po-
litiker, Experten und Interessenver-
treter zu einer Klimakonferenz, die-
ses Mal auf dem afrikanischen Konti-
nent in Marrakesch. Seltsamerweise
waren am Ende alle zufrieden, auch
die Vertreter von Umweltverbänden.
Sieht man sich die Ergebnisse an,
kann man sich
darüber nur wundern.
Wie immer wurden
wieder schöne Ver-
sprechungen für 2030
oder 2050 gemacht,
an konkreten Sofort-
maßnahmen man-
gelt es.
Typisch ist das deut-
sche „Klimapro-
gramm“. Alle konkre-
ten Vorgaben an In-
dustrie, Landwirt-
schaft und Verkehr wurden von den
jeweils zuständigen Ministerien ge-
strichen, übrig blieben Maßnahmen,
die in ferner Zukunft liegen und die von
den nächsten Politikergenerationen
durchgesetzt werden müssten. In den
nächsten Jahren passiert nichts wei-
ter als der weitere Zubau von Photo-
voltaikanlagen und Windrädern – als
könnte man damit eine kontinuierli-
che Stromversorgung erreichen, ein

paar mehr Elektroautos und Wärme-
dämmungen an Gebäuden, bezahlt
von den Mietern. In der Realität ste-
hen alle Zeichen auf mehr CO

2
-Aus-

stoß.
Die Autos werden immer schwerer,
die Landwirtschaft immer industriel-
ler und damit umweltschädlicher, es

gibt immer mehr Warentransporte und
mehr Luftverkehr. Eine Erkenntnis be-
stätigt sich immer wieder:
Es gibt keinen grünen Kapitalismus.
Ein Ende oder auch nur eine deutli-
che Verringerung der Klimaerwärmung
wird es nur geben, wenn die Macht
der Konzerne überwunden wird – und
dabei helfen keine Konferenzen, son-
dern nur der gemeinsame Kampf der
Völker.                       Gernot Linhart

Unter diesem Titel lud die Gießener Linke zum 2. Linken Ratschlag in den
Dachsaal des Gewerkschaftshauses ein. Es referierte  DGB-Sekretär Ulf
Immelt (Mitte), dem Referat schloss sich eine lebhafte Diskussion an. Referat
und Diskussion ergaben: Grund für die sinkenden Renten ist nicht die
Demographie, sondern politischer Wille der in Berlin herrschenden Parteien.
Mit drohender Altersarmut sollen Versicherungen und Banken gewinnträchtige
Verträge zugeschanzt werden. Der Rückgang der Renten von 70% (1997) auf
jetzt weniger als 50% muss wieder umgekehrt werden. Arbeitsministerin
Nahles (SPD) dagegen will sie bei 46% halten.
Links Francesco Arman, rechts Martina Lennartz, die beiden Moderatoren.

Sinkende Renten – steigende Altersarmut

Klimakonferenz: nicht s wird besser

Strom wird
teurer

Die Stadtwerke erhöhen wieder die
Strompreise, dieses Mal wird die
Grundgebühr um 25 Euro pro Jahr
erhöht. Das trifft besonders Haushal-
te mit niedrigem Stromverbrauch, z.B.
Einzelhaushalte. Bei Stromsparern
kann die Erhöhung deutlich mehr als
5% ausmachen. Bei Beziehern von
Hartz IV oder Grundsicherung gehen
von den paar Euro mehr, die sie 2017
bekommen, gleich 2 für diese Erhö-
hung drauf. Begründet wird die Preis-
steigerung vor allem mit gestiegenen
Netzentgelten.  Die Stromnetze wur-
den vor einigen Jahren an renditeori-
entierte Anleger verkauft, mit einer
Profitgarantie von bis zu 9%. Die
Stromnetze gehören in öffentlichen
Besitz und sollten kostendeckend
betrieben werden, ohne preistreiben-
de Abzocke. Auch die Stadtwerke
könnten auf die Preiserhöhung ver-
zichten, wenn ihnen die Kostende-
ckung reichen würde und nicht der
Gewinn im Vordergrund stünde.  G.L.
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Jammern ist das hohe Lied der Händler (und der OB)
Jetzt jammern in trauter Eintracht
Handel und Politik. Haben doch zwei
Gerichte entschieden, dass der ver-
kaufsoffene Sonntag in Gießen  an-
lässlich Liebigs Suppenfest rechts-
widrig ist (s. Sei-
te 1). OB Grabe-
Bolz machte in
der Auseinander-
setzung keine
gute Figur. An-
statt  zwischen
Handel und der
Allianz zu mode-
rieren, schlug sie
sich auf die Seite des Handels und
genehmigte die (rechtswidrige) Sonn-
tagsöffnung. Dass mittlerweile die
Rechtslage sich geändert hat und
deshalb auch in anderen hessischen
Städten die Sonntagsöffnungen von
den Gerichten  abgelehnt wurden,
nimmt die Politik am Berliner Platz
nicht zur Kenntnis. Im Gegenteil: OB,
SPD und CDU schreien nach einer
Gesetzesänderung; wohl wissend,

dass der Sonntagsschutz in der Ver-
fassung steht. Dass dieses Thema
bisher nicht im Stadtparlament be-
handelt wurde, zeigt deutlich, welche
Rolle der Handel, aber auch Schau-

steller in Gießen
spielen. Denn, so
der Handel, man
brauche die vier
Sonntagsöffnun-
gen im Jahr, um
gegenüber dem
Online-Handel
präsent zu sein.
Auch alle ande-

ren Argumente kommen einem be-
kannt vor: Einzelhandelsstandort Gie-
ßen gefährdet, Arbeitsplätze in Ge-
fahr, die Mitarbeiter wollen doch auch,
und es wird doch Zuschlag bezahlt.
Letzteres  stimmt nur in wenigen
Fällen; viele Verkäuferinnen bekom-
men kaum Tarif, geschweige denn
Mindestlohn. Und gegen den Online-
Handel helfen verkaufsoffene Sonnta-
ge nicht.

Wie kann eine Lösung  aussehen?
- Sonntagsöffnungen nur  nach den
strengen Kriterien des Hessischen
Sozialministeriums unter Einbezie-
hung der aktuellen Rechtssprechung
- Sonntagsöffnungen nur am Stadt-
fest und Krämermarkt ohne Außen-
gebiete; dazu eine Öffnung Gewerbe-
gebiet West anlassbezogen sowie
eine Öffnung für Herrn Sommerlad
ebenfalls anlassbezogen! Das wären
dann vier Sonntagsöffnungen in Gie-
ßen. Das will doch der Handel!   K.N.

Überall auf der Welt gibt es Armut.
Trotzdem spricht kaum jemand
darüber. Einerseits wird das Thema
oft verdrängt, weil man selbst in die
Armut „abrutschen“ könnte.
Andererseits suggerieren die bürger-
lichen Medien auch hierzulande, dass
es bei uns Armut gar nicht
gäbe, es sei nur ein „Jam-
mern auf hohem Niveau“.
Christoph Butterwegge
nimmt sich in seinem neues-
ten Buch der Thematik an.
Dabei verzichtet er bewusst
auf Kolonnen von Zahlen di-
verser Statistiken, sondern
erhellt Hintergründe und stellt
Zusammenhänge her.
In seiner interessanten his-
torischen Betrachtung des
kontrovers diskutierten Ar-
mutsbegriffs greift der Autor
auf die wesentliche Unter-
scheidung zurück: Die „ab-
solute Armut“ als existenzielle Man-
gelerscheinung, bei der die Grundbe-
dürfnisse wie ausreichende Nahrung,
Kleidung, Wohnung und medizinische
Versorgung nicht befriedigt werden
können, und die „relative Armut“, wenn

man sich am gesellschaftlichen Le-
ben nicht beteiligen kann und den
allgemein üblichen Lebensstandard
in seinem Land deutlich unterschrei-
tet.
Letzteres ist auch in Deutschland
vorherrschend. In offiziellen Berich-

ten werden die Ursachen
und Wirkungen daher gern
vertauscht. So seien Men-
schen arm, weil sie
schlecht gebildet sind,
aber eben weil sie arm
sind, können sie an guter
Bildung nicht teilhaben.
Hartz IV würde als Erfolg
im Kampf gegen Armut ge-
feiert, dabei ist dies eine
der Ursachen.
Der Autor erkennt, dass
das Privateigentum an Pro-
duktionsmitteln und die
Ausbeutung menschlicher
Arbeitskraft zwangsläufig

Armut hervorbringen und ohne eine
grundlegende Änderung der beste-
henden Eigentums- und Machtver-
hältnisse keine Veränderung möglich
ist. Dennoch fordert er lediglich einen
„interventionsfähigen und -bereiten

Buchtipp: "Armut" von Christoph Butterwegge

PapyRossa Verlag
Köln, 131 Seiten, 9.90
Euro, ISBN 978-3-
894438-625-2.

Wohlfahrtsstaat“ und sieht in der „so-
lidarischen Bürgerversicherung“, er-
gänzt durch eine „soziale Mindestsi-
cherung“, die Lösung aller Probleme.
Trotzdem ist das Buch für alle dieje-
nigen empfehlenswert, die sich von
den Herrschenden und ihren Medien
nicht irreführen lassen wollen.
                         Rainer Grabowski

www.jungewelt.de/testabo
Abotelefon: 030 53 63 55 50

Wir arbeiten jetzt schon rund
um die Uhr - aber wo bleiben
die Kunden?!

Die arbeiten auch
rund um die Uhr...!



6

Kein Helden-Gedenken mehr für Greif
Aus der Begrün-

dung der S taatsan-
walt schaf t:

„… Eine… Schmähkritik kann
in dem vorliegenden Fall nicht
angenommen werden, da die
Bezeichnung als Faschist nicht
unabhängig von einer inhaltli-
chen Thematik gefallen ist: Die
Bezeichnung wurde vielmehr im
Zusammenhang mit der Tätig-
keit des Anzeigeerstatters als
Vorsitzender des „Kampfge-
schwaders 55 Greif“ und damit
im Zusammenhang mit einem
Thema, das in der Vergangen-
heit wiederholt Gegenstand po-
litischer Kontroversen war, be-
nutzt…“ Und: „… Bei dieser
Interessenabwägung ist auch
zu berücksichtigen, ob sich der
Betroffene selbst aus eigenem
Entschluss den Bedingungen
des Meinungskampfes unter-
worfen hat. Derjenige, der sich
mit Stellungnahmen in die öf-
fentliche Diskussion einge-
schaltet hat, muss eine schar-
fe Reaktion auch dann hinneh-
men, wenn sie sein Ansehen
mindert…“

Am Heldengedenktag, auch Volks-
trauertag genannt, gedenken die Obe-
ren der Stadt jener, die für Volk und
Vaterland ihr Leben gegeben haben.
Dies findet in der Regel während einer
Feierstunde auf dem Neuen Friedhof
statt.
Bisher hatte auch der Vorsitzende des
Greif-Verbands Hilmar Jordan im Na-
men der „soldatischen Verbände“ dort
einen Kranz niedergelegt.  Da aber die
örtlichen 116er sich aufgelöst haben,
entfällt dies, und Jordan ist darob „sehr,
sehr enttäuscht“ (GAZ, 10.11.16). „Eine
Kranzniederlegung durch den Traditi-

onsverband ehemaliges Kampfge-
schwader 55 schließe ich aus“, so OB
Grabe-Bolz (dto.).
Dies dürfte im Zusammenhang damit
gesehen werden, dass das Gießener
Echo im April auf den Skandal hinge-
wiesen hat, dass mit Jordan, der seine
Hauptaufgabe in der Ehrung von Nazi-
Kriegsverbrechern sieht, ein Faschist

mit der AfD ins Stadtparlament einge-
zogen ist. Eine von ihm daraufhin ge-
stellte Strafanzeige wegen „Beleidi-
gung“ wurde von der Staatsanwalt-
schaft zurückgewiesen (s. Kasten).
OB Grabe-Bolz war gut beraten, die
Gunst der Stunde zu nutzen und sich
der Greif-Leute zu entledigen, eine
Entscheidung, die unsere uneinge-
schränkte Zustimmung findet. Ewig-
gestrige dagegen wie E. Schellhase
beschimpften in Leserbriefen die OB,
die den tapferen und fairen deutschen
Soldaten nicht ihre Ehre nehmen kön-
ne und  die sich durch ihr skandalöses

Verhalten selbst
gerichtet habe
(GAZ, 23.11.16).
Abgesehen von
all dem ist das
Heldengedenken
mehr als fragwür-
dig, wird doch in
einem Atemzug
an Täter und Op-
fer gedacht, an
die Toten beider
W e l t k r i e g e
(gleich wer der
Aggressor war)
sowie an die Op-
fer von „Terror,

Gewalt und Willkürherrschaft“. Damit
ist vermutlich nicht die Gewalt ge-
meint, die auch von deutschen Solda-
ten und Waffen bei ihren Kriegen (ge-
nannt „Auslandseinsätze“) angewandt
wird und nicht die Willkürherrschaft,
mit der die internationalen Konzerne
die Welt unter sich aufteilen und aus-
beuten.                       Michael Beltz

Vor mehr als einem Jahr legte die
damalige Friedrich-Feld-Schule ihren
Namen ab.
Der Namensgeber war als Nazi ent-
larvt worden, nach öffentlichem Druck
entschloss sich das Lehrerkollegium
endlich zu diesem überfälligen Schritt.
Vor ein paar Wochen erhielt die Schu-
le einen neuen Namen – Wirtschafts-
schule am Oswaldsgarten.
Aber wie präsentiert sich die Einrich-
tung immer noch nach außen? Unser
aktuelles Foto zeigt es.             G.L.

Vor der letzten Sitzung des Stadtpar-
laments demonstrierten Mitglieder der

SDAJ unter dem
Motto „Mehr Geld für
Bildung statt für Mi-
litär und Rüstung“ vor
dem Rathaus gegen
den AfD-Abgeordne-
ten Jordan.
Per Steckbrief oute-

ten sie ihn: „Gesucht wegen der mut-
maßlichen Verbreitung von Rassis-
mus und Kriegshetze“. Ob diese Ak-
tion Jordan dazu veranlasste, das

Parlament vorzeitig zu verlassen, konn-
te nicht geklärt werden.

Will wer Friedrich
Feld behalten?

SDAJ "outet" Hilmar Jordan
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Solidarität mit Rojava
Am 5. November fand eine Demonst-
ration unter dem Motto „Solidarität mit
Rojava“ statt. Mit Losungen wie „Frei-
heit für alle politischen Gefangenen“
und „Solidarität heißt Widerstand“
zogen die rund 600 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer durch die Gießener
Innenstadt. Sie protestierten gegen
den türkischen Präsidenten Erdogan,
der Demokraten verhaften, Journalis-
ten verfolgen, Gefangene foltern lässt.

Kritisiert wurde auch die BRD, die das
AKP-Regime unterstützt, Waffen lie-
fert und Prozesse gegen türkische
und kurdische Aktivisten führt.    R.G.

um 10.00 Uhr vom U-Bhf. Frankfurter Tor
zur Gedenkstätte der Sozialisten in Fried-
richsfelde
Krieg, so Rosa Luxemburg während des 1.
Weltkrieges, »ist ein methodisches, orga-
nisiertes, riesenhaftes Morden«. Die
Kriegsprofiteure meuchelten Rosa und
Karl und viele ihrer Weggefährten für
diese Unbestechlichkeit des Denkens und
Handelns. Es folgte das Massenmorden
des deutschen Faschismus. - Und heute
warnen Fidel Castro, Papst Franziskus
und ungezählte andere Menschen vor
dem nuklearen Inferno. Kriege und krie-
gerische Konflikte überziehen die Erde.
60 Millionen sind auf der Flucht vor Krieg,
Terror und Hunger. Zynisch machen Na-
zis gerade diese geschundenen Men-

Aufruf zur  Teilnahme an der Demonstration im Rahmen der
Liebknecht-Luxemburg-Ehrung am 15. Januar 2017 in Berlin

schen verantwortlich für die Sorgen derer
hierzulande.
Und die Ausbeuter teilen und herrschen,
betreiben Sozialabbau, bauen am Über-
wachungsstaat, schnüren die Asylpake-
te, liefern Waffen in Krisengebiete, lassen
töten mittels Drohnen, schicken Soldaten
- machen so Profit. Demonstrieren wir -
Linke verschiedener Couleur - am 15. Ja-
nuar 2017 friedlich für die Solidarität unter
den Ausgebeuteten, wo immer sie gebo-
ren sind. Demonstrieren wir gegen Kriege
und gegen Faschisten - für eine sozial
gerechte und solidarische Welt. Dafür
kämpften und starben Rosa und Karl. Wir
führen ihren Kampf weiter.
Dieser Aufruf wird von vielen Einzelper-
sonen und Organisationen unterstützt,

darunter die DKP sowie Die Linke.
Am Samstag, dem 14. Januar 2017 findet
die Rosa-Luxemburg-Konferenz der "jun-
genWelt" statt unter dem Motto: "Gegen
rechts ist nicht genug - sozialistische
Alternativen erkämpfen!"
DKP und SDAJ organisieren wieder ge-
meinsame Zug- bzw. Busfahrten nach
Berlin. Abfahrt des Zuges: Freitag, den
13.1. (Darmstadt 12.30 Uhr, Frankfurt 12.58
Uhr). Zurück am 15.1. um 18.03 Uhr. Kos-
ten für Normalverdiener 180 Euro (Zug
Hin- und Rückfahrt, 2 Übernachtungen
mit Frühstück).
Weitere Infos und Anmeldung: r.keil@t-
online.de, 016090244774
Einzelheiten über die Busfahrt können
beim Echo erfragt werden.

Herzlichen Dank
an alle, die mit großen und kleinen Spen-
den dazu beigetragen haben, dass das
Echo weiter erscheinen
kann - und ein besonde-
res Dankeschön an die
monatlichen Dauerauf-
träge. Besonderen Dank
auch an den unbekann-
ten Spender (oder Spen-
derin), der uns seit Jah-
ren mit einer im Echo-Kopf eingewickel-
ten 2-Euro-Münze (s. Abb.) unterstützt,
die wir jeden Monat in unserem Briefkas-
ten finden!

Liebe Leser und
Leserinnen,

wir bitten um Bezahlung
des Abos und um Spenden
Die benötigen wir dringend, um das
Gießener Echo auch in Zukunft in
dieser Auflage herausbringen zu kön-
nen. - Diese Bitte richtet sich auch an
unsere Online-Leser. Das Gießener
Echo ist verlässlicher Partner im
Kampf gegen Krieg und Sozialab-
bau, gibt Informationen, die andere
verschweigen und unterstützt viele
Gießener Organisationen und Initiati-
ven in ihrer Arbeit. - Wir erinnern:
Spenden an politische Parteien kön-
nen von der Steuer abgesetzt wer-
den. Das Finanzamt erstattet 50%
des gespendeten Betrages.
Sparkasse Gießen, IBAN:
DE75 51350025 0000 1930 70.

Es grüßt mit herzlichem Dank die
Echo-Redaktion

Die DKP trauert
um Fidel Castro

http://news.dkp.suhail.uberspace.de/
2016/11/dkp-trauert-um-fidel-castro/
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Offenes Tr effen gegen Krieg und Rassismus
Jeden 2. und 4. Donnerstag im Monat treffen sich um 18 Uhr interessierte Ju-

gendliche im Jugendzentrum „Jokus“, Ostanlage 25a.  facebook.com/otgiessen.

Worte für die
Ewigkeit?

„Wenn sie kein Brot haben, dann
können sie doch Kuchen essen“,
sagte angeblich die französische
Königin Marie Antoinette, als sie von
der Not ihrer Untertanen erfuhr – und
wird dafür bis heute verhöhnt. „Wenn
sie Angst vor Altersarmut haben, dann
sollen sie doch mehr fürs Alter zu-
rücklegen“, sagen Andrea Nahles und
ihre Kumpanen in Politik, Beraterstä-
ben und Wirtschaft über die Men-
schen, die im von der SPD/Grünen-
Regierung geschaffenen „besten Nied-
riglohnsektor Europas“ kaum das
Existenzminimum verdienen. Wird
man darüber auch noch in 200 Jahren
spotten? Oder müsste dazu erst das
herrschende System abgeschafft
werden wie es damals passiert ist?
                               Gernot Linhart

Danke  allen, die mir zu
meinem Geburtstag zum
Teil mit freundlichen Wor-
ten gratuliert haben.
Denjenigen, die  aus uner-
findlichen Gründen vorge-
ben, ihn vergessen zu ha-
ben, will ich noch einmal
verzeihen. (Wiederho-
lungstäter, siehe Strafge-
setzbuch)

Michael Beltz

Kanzlerin der Armut und des Krieges
DKP zur Kandidatur Merkels
Nachdem Angela Merkel am Sonn-
tag verkündet hatte, dass sie wieder
als Kanzlerkandidatin antreten will,
sagte Patrik Köbele, der Vorsitzende
der Deutschen Kommunistischen
Partei (DKP):
„Nein, Angela Merkel ist nicht die
Kanzlerin, die aus Nächstenliebe die
Grenze für Verfolgte geöffnet hat, sie
ist auch nicht die Kanzlerin, die das
Land stabil durch die Krise lenkte,
wie uns die Mainstream-Medien vor-
machen wollen.
Merkels angeblich christliche Asyl-
politik lief darauf hinaus, das Grund-
recht auf Asyl zu schleifen. Sie hat
die Verantwortung für die Versorgung
der Flüchtlinge auf Ehrenamtliche und
Kommunen abgewälzt, sie hat den
Unternehmen ermöglicht, Flüchtlin-
ge als billige Arbeitskräfte zu benut-
zen. Merkels Politik in der Wirt-
schaftskrise bedeutete, die deut-

schen Konzerne stark zu machen,
indem hier im Land die Löhne niedrig
bleiben. Für die Stabilität der deut-
schen Wirtschaft haben die Leihar-
beiter und Ein-Euro-Jobber bezahlt –
genauso wie die Griechen, deren Wirt-
schaft die deutsche Exportwalze über-
rollt hat und deren Sozialsysteme
unter dem Schuldendiktat der EU und
der Bundesregierung zerschlagen
worden sind. Merkels Weltoffenheit
besteht darin, die Welt für deutsche
Konzerne zu öffnen – mit asozialen
Freihandelsabkommen, mit blutigen
Bundeswehreinsätzen.
Angela Merkel ist die Kanzlerin der
sozialen Spaltung, der Armut, des
Krieges. Sie will es bleiben. Machen
wir uns keine Hoffnungen darauf, dass
die nächste Bundesregierung eine
sozialere Politik machen wird – Ver-
besserungen kann es nur geben, wenn
die arbeitenden Menschen selbst dafür
kämpfen.“

Weinen um Obama
Nach dem Wahlsieg des Demagogen
und Multimilliardärs Donald Trump
erinnern sich gegenwärtig viele gern
an ihre Euphorie, die den ersten
Wahlsieg Obamas im Jahr 2008 be-
gleitet hatte. Mit dem zweifelsohne
historischen Amtsantritt des ersten
schwarzen Präsidenten in der Ge-
schichte der USA verbanden sich
damals Hoffnungen auf die Überwin-
dung der größten sozialen Ungerech-
tigkeiten. Auch die von seinem Amts-
vorgänger George W. Bush begonne-
ne Besatzung des Irak versprach
Obama zu beenden.
Die Ernüchterung ließ nicht lange auf
sich warten: Nachdem die meisten
US-Soldaten den Irak verlassen hat-
ten, stürzte sich Washington bald in
den Syrien-Krieg und rüstete die dort
gegen die Regierung kämpfenden is-
lamistischen Banden auf – mit all den
bekannten Folgen. In Honduras und
Paraguay wurden zwei Staatsstrei-
che gegen gewählte linke Regierun-
gen mit großem Wohlwollen aus
Washington begleitet. In Pakistan und
anderswo ließ Obama mit zahllosen
unbemannten Drohnen auf vermeint-
liche Terroristen schießen. Offizielle
Zahlen der Regierung von Anfang 2016
sprechen davon, dass seit 2009 circa
2.500 Terroristen, aber »nur« ungefähr
100 unschuldige Zivilisten getötet
wurden, doch zeichnen unabhängige
Meldungen über »Kollateralschäden«
ein anderes Bild.
Mit tatkräftiger Hilfe Frankreichs wur-
de ein Krieg gegen Libyen entfesselt,
dem Abertausende zum Opfer fielen
und der das Land in ein bis heute
andauerndes Chaos stürzte. Nach
der barbarischen Ermordung des ehe-
maligen Staatschefs Muammar Al-
Ghaddafi jubelte Hillary Clinton vor
laufender Kamera: »Wir kamen, wir
sahen, er starb.« …
Auch die Hoffnung auf eine Überwin-
dung des Rassismus wurde nicht
eingelöst: Nach unzähligen Erschie-
ßungen unbewaffneter schwarzer
Amerikaner durch meist weiße Poli-
zisten glauben nur noch wenige an
Obamas Versprechen einer Gesell-
schaft, die frei von Diskriminierung
ist. Angesichts der wüsten Ausfälle
Donald Trumps mag die Obama-Nos-
talgie verständlich sein. Mit den rea-
len Verhältnissen in den vergangenen
acht Jahren hat sie dennoch wenig zu
tun. (stark gekürzt aus "junge Welt"
vom 19.11.16)
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